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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In Anlehnung an die Begehren des Initiativkomitees zur Aufhebung der direkten
Bundessteuer forderte die Vereinigung privater Aktiengesellschaften (VPAG)
Steuerentlastungen für die Unternehmen. In einem "Manifest zur Steuerreform"
verlangte die Vereinigung, welche über 1400 Aktiengesellschaften vertritt,
hauptsächlich drei steuerliche Massnahmen zur Erhaltung der Attraktivität des Werk-
und Finanzplatzes Schweiz: Die Milderung oder Abschaffung der Doppelbesteuerung
der Unternehmen in Form des Unternehmensgewinns und der Aktionärsdividende, eine
Reduktion der Emissionsabgaben und eine Milderung der Erbschaftssteuern bei einer
Unternehmensnachfolge. 1

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 20.08.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine vom Ständerat überwiesene Empfehlung Bisig (fdp, SZ) verlangt, die Bewertung
nichtkotierter Wertpapiere von Immobiliengesellschaften für die Vermögenssteuer den
gegebenen Verhältnissen anzupassen und eine realistische Berücksichtigung der Art
einer Mietliegenschaft und deren Alter zu überprüfen. Insbesondere forderte er, als
Kapitalisierungszinsfuss für Mieterträge einen Zinssatz festzulegen, der mindestens
zwei Prozentpunkte höher liegt als jener für Althypotheken im ersten Rang. Der
Bundesrat erklärte sich bereit, die Empfehlung entgegenzunehmen, obwohl das
Anliegen in den Zuständigkeitsbereich der Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren
fällt. 2

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 11.03.1998
URS BEER

1) Presse vom 20.8.93
2) AB SR, 1998, S. 314 f.
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